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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Im Bereich der Ladenöffnungszeiten hiess der Nationalrat eine Motion Hutter (fdp, ZH)
gut. Diese verlangte, dass die Kantone die Öffnungszeiten von Verkaufsstellen und
Dienstleistungsbetrieben nach eigenem Ermessen festlegen. Bisher konnten die
Kantone die Öffnungszeiten von Montag bis Samstag jeweils zwischen 6 und 23 Uhr
nach ihren regionalen Bedürfnissen gestalten. Der Entscheid des Ständerates stand
allerdings noch aus. 1

MOTION
DATUM: 14.04.2011
LAURENT BERNHARD

Im Bereich der Ladenöffnungszeiten lehnte der Ständerat in der Herbstsession eine
Motion Hutter (fdp, ZH) ab, welche forderte, dass die Kantone die Öffnungszeiten von
Verkaufsstellen und Dienstleistungsbetrieben nach eigenem Ermessen festlegen
konnten. Eine Mehrheit der kleinen Kammer vertrat die Ansicht, dass das Arbeitsrecht
den Kantonen bis dato genügend Freiraum gewährte. Der Nationalrat hatte diesem
Vorstoss bereits im Jahre 2011 zugestimmt. 2

MOTION
DATUM: 17.09.2012
LAURENT BERNHARD

Wettbewerb

Obwohl etliche Kantone in den letzten Jahren die Vorschriften über die
Ladenöffnungszeiten liberalisiert hatten, sind diese in der Regel immer noch
restriktiver als die mit Sondervorschriften geregelten Öffnungszeiten in
Ladengeschäften in Bahnhöfen, Tankstellen und Flughäfen. Mit dem Ziel, diese
Ungleichbehandlung abzuschaffen, überwies der Nationalrat – in Postulatsform – eine
Motion Speck (svp, AG), welche ein neues Bundesgesetz für einheitliche und liberale
Ladenöffnungszeiten verlangt. 3

MOTION
DATUM: 05.06.2001
HANS HIRTER

Eigentlich hätte der Nationalrat bereits in der Frühjahrssession eine vom Ständerat im
Herbst 2004 gutgeheissene Motion seiner WAK behandeln sollen, welche eine nicht nur
auf Verkaufsgeschäfte in den Bahnhöfen und Flughäfen beschränkte Liberalisierung
der Arbeitszeitvorschriften für das Verkaufspersonal verlangte. Auf Antrag Gutzwiller
(fdp, ZH) verschob er den Entscheid bis nach der Volksabstimmung über die
Arbeitsgesetzrevision. Nach der nur sehr knappen Zustimmung der Bürgerinnen und
Bürger zum neuen Arbeitsgesetz im November lehnte er die von der Linken und – im
Gegensatz zur Volksabstimmungsvorlage und zum Entscheid im Ständerat – nun auch
von der CVP bekämpfte Motion ab. Auch rund ein Viertel der SVP-Fraktion war gegen
diese Liberalisierung. 4

MOTION
DATUM: 18.12.2005
HANS HIRTER

Landwirtschaft

Landwirt (Beruf)

Hauchdünn, mit nur einer Stimme Differenz, entschied der Nationalrat in der
Frühjahrssession 2017, die Motion „Landwirtschaftliche Tierhalter müssen beim Stall
wohnen dürfen“ anzunehmen. Kommt der Ständerat zum selben Entschluss, so wird
der Bundesrat beauftragt, dem Parlament eine Gesetzesänderung zu präsentieren, nach
welcher auf jedem landwirtschaftlichen Betrieb mit Tierhaltung zonenkonform ein
Wohnhaus gebaut werden darf, unabhängig von dessen Produktionsrichtung.
Neben Motionär Leo Müller (cvp, LU) setzten sich verschiedene Vertreter der SVP und
CVP für das Anliegen ein. Mit den bisherigen Bestimmungen war es in der Milchkuh-
und Zuchtschweinehaltung erlaubt, neben den Ställen ein Wohnhaus zu bauen. Wer
aber nur Mutterkühe oder andere Tiere hielt, der hatte keine Möglichkeit von dieser
Ausnahmeregelung zu profitieren. Diese unterschiedliche Handhabung wurde vom
Motionär als nicht nachvollziehbar bezeichnet.
Umstritten war die Vorlage vor allem aus zwei Gründen: Einerseits war mit der
Zersiedelungsinitiative (17.063) gleichzeitig eine Initiative im Gange, welche unter
anderem den intensiveren Schutz von Kulturland forderte und somit genau in die

MOTION
DATUM: 09.03.2017
LAURA SALATHE
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gegengesetzte Richtung zielte. Andererseits wurde von Bundesrätin Leuthard
argumentiert, dass eine weitere Ausnahmeregelung zu Wohnbauten ausserhalb der
Bauzone nicht zielführend sei. Es sei sinnvoller, die Diskussion um Ausnahmen im
Rahmen der zweiten Etappe der Revision des Raumplanungsgesetzes (RPG 2) zu führen,
welche für den Herbst desselben Jahres geplant war. Schliesslich wurde die Motion mit
94 zu 93 Stimmen (3 Enthaltungen) angenommen. 5

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Suite à l’adoption d’une motion Leutenegger (plr, ZH), le Conseil fédéral a été chargé de
lancer une révision de la loi sur l'aménagement du territoire et du droit fiscal afin de
créer des incitations et des conditions favorables quant à l’accélération de
l'assainissement énergétique des bâtiments. Le gouvernement avait pourtant
recommandé aux Chambres fédérales de rejeter ce texte. 6

MOTION
DATUM: 13.12.2012
LAURENT BERNHARD

Alternativenergien

Le Conseil des Etats a approuvé une motion Luginbühl (pbd, BE) proposant de modifier
la loi sur l’aménagement du territoire (LAT) de sorte à autoriser le transport sur de
grandes distances d’énergie thermique produite dans une installation agricole. Selon
le système élaboré par les chambres pour l’électricité produite à partir de biomasse
dans les installations agricoles lors de la récente révision de la LAT, il s’agit d’adapter la
législation pour permettre l’injection d’énergie thermique (produite en zone agricole)
dans un réseau de chauffage à distance (destiné aux zones à bâtir). Le Conseil national a
quant à lui rejeté sans discussion une motion Glanzmann-Hunkeler (pdc, LU) prônant
l’interdiction de la production d’énergie à partir de denrées alimentaires et
fourragères. 7

MOTION
DATUM: 12.06.2008
NICOLAS FREYMOND

À la suite du Conseil des Etats l’année précédente, le Conseil national a approuvé et
transmis au Conseil fédéral une motion Luginbühl (pbd, BE) proposant de modifier la loi
sur l’aménagement du territoire (LAT) pour permettre l’injection d’énergie thermique
produite en zone agricole dans un réseau de chauffage à distance destiné aux zones à
bâtir. 8

MOTION
DATUM: 28.04.2009
NICOLAS FREYMOND

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Verschoben wurde dagegen die Beratung über eine Motion von Haering Binder (sp, ZH).
Danach hätte der Bund verpflichtet werden sollen, das Raumplanungsgesetz in dem
Sinne zu ändern, dass inskünftig Bauentscheide im Amtsblatt hätten veröffentlicht
werden müssen. In seiner Stellungnahme hatte der Bundesrat beantragt, die Motion in
ein Postulat umzuwandeln, im Rat selber erwuchs ihr jedoch seitens des Bündner SVP-
Vertreters Bühler Widerstand. 9

MOTION
DATUM: 21.03.1990
DIRK STROHMANN

Gegen den Bundesrat nahm schliesslich auch der Ständerat Stellung. Im September
reichte Reymond (lp, VD) eine Motion zur Aufhebung der Bundesbeschlüsse über die
Pfandbelastungsgrenze sowie die Anlagebeschränkungen ein. Die Abstimmung über
diese Motion, welche der Ständerat an seiner Sitzung vom 12. Dezember vornahm und in
welcher auf Antrag Monika Webers (ldu, ZH) über beide Punkte getrennt abgestimmt
wurde, ergab für die Aufhebung beider Massnahmen eine Mehrheit: 21 zu 14 bei dem
ersten und 26 zu 9 Stimmen bei dem zweiten der zur Debatte stehenden
Bundesbeschlüsse. 10

MOTION
DATUM: 12.12.1990
DIRK STROHMANN
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Darüber hinaus reichte die genannte Kommissionsminderheit selbst eine Motion ein,
worin sie den Bundesrat aufforderte, den eidgenössischen Räten rasch eine Revision
des Raumplanungsgesetzes auf der Grundlage des Expertenberichtes Jagmetti zu
unterbreiten. Nicht nur der Bundesrat, welcher sich in seiner Stellungnahme gegen
diesen Antrag wandte, sondern auch die Mehrheit des Rates hielt den Vorschlag jedoch
nicht für opportun und lehnte ihn im Dezember ab. 11

MOTION
DATUM: 31.12.1991
DIRK STROHMANN

Zwei weitere Motionen hinsichtlich des Raumplanungsgesetzes, welche Wiederkehr
(ldu, ZH) im Frühjahr sowie die sozialdemokratische Fraktion (Mo 90.768) im Herbst
letzten Jahres eingereicht hatten und welche den Bundesrat zum Erlass gesetzlicher
Regelungen hinsichtlich des Planungsausgleichs aufforderten, wurden vom Nationalrat
auf Antrag des Bundesrats als Postulate überwiesen. Freilich gelang es Bundesrat Koller
bei der ersten Motion nur mit Mühe und unter der Versicherung, selber im Rahmen der
nächsten Revision des Raumplanungsgesetzes darauf zurückzukommen, den Rat davon
zu überzeugen, die Vorlage nicht in der zwingenden Form zu überweisen. 12

MOTION
DATUM: 31.12.1991
DIRK STROHMANN

Gleich zwei Motionen drückten ihre Besorgnis über den stetigen Verlust an Kulturland
aus. Die Motion Hassler (bdp, GR) will den Bundesrat beauftragen, im RPG Instrumente
zum Schutz von Fruchtfolgeflächen und landwirtschaftlichen Nutzflächen zu verankern.
In diesem Zusammenhang plädierte der Motionär insbesondere für die Lockerung des
absoluten Waldschutzes, da er hauptsächlich diesen für die schrumpfende
Landwirtschaftsfläche verantwortlich macht. Der Bundesrat teilte das Anliegen des
Motionärs und verwies auf die geplante zweite Teilrevision des Raumplanungsgesetzes,
welche einen besseren Schutz solcher Flächen anstrebt. Zurückhaltender zeigte er sich
beim Verhältnis von Landwirtschafts- und Waldschutz. Dieses soll ebenfalls im Rahmen
dieser zweiten RPG-Revision einer Prüfung unterzogen werden. Der Nationalrat folgte
der Begründung des Bundesrates und nahm die Motion teilweise an. Die Motion
Bourgeois (fdp, FR) hingegen macht die Siedlungsentwicklung für den Kulturlandverlust
verantwortlich und die Arealstatistik des BfS gibt ihr zumindest teilweise Recht. Diese
zeigt, dass in den 80er und 90er Jahren rund zwei Drittel der verlorenen Agrarflächen
neuen Siedlungsflächen gewichen sind und rund ein Drittel zu Wald wurde, wobei diese
Zahlen von Kanton zu Kanton stark variieren. Der Bundesrat beantragte die Annahme
der Motion und zeigte sich bereit, im Rahmen der zweiten Etappe der RPG-Revision die
Vorgaben an die kantonalen Richtpläne im Bereich Landwirtschaftschutz zu
konkretisieren und eine bessere Abstimmung von Siedlungsentwicklung und
Kulturlandnutzung zu gewährleisten. Dies soll geschehen, indem die Mittel des
Infrastrukturfonds erst zur Verfügung gestellt werden, wenn das Kulturland angemessen
geschützt wird. Gemäss Antrag des Bundesrates nahm der Nationalrat die Motion in der
Wintersession stillschweigend an. 13

MOTION
DATUM: 17.12.2010
MARLÈNE GERBER

Da die hobbymässige Kleintierhaltung in Bauzonen von den Anwohnern wegen
verdichtetem Bauen immer öfters als geruchs- und lärmbelastend angesehen werde,
bezweckte die UREK-SR mittels einer Änderung des Raumplanungsrechtes die
Erleichterung der hobbymässigen Kleintierhaltung in der Landwirtschaftszone, jedoch
ohne dass dies den Bau neuer Gebäude erlauben würde. Das in eine Motion verpackte
Anliegen war die Folge einer weiter gehenden Motion Bischof (cvp, SO), welche 2015
verlangte, die hobbymässige Kleintierhaltung in den Landwirtschaftszonen im
Raumplanungsrecht dem Landwirtschaftsbetrieb gleichzustellen, resp. Bauten für
solche Kleintierhaltung als zonenkonform einzustufen (Mo. 15.3218). Bezüglich
Ausgestaltung der mit der Kommissionsmotion verlangten Erleichterung, welche auch
auf dem Verordnungsweg erfolgen könnte, blieb die UREK-SR in ihrem Text vage. Der
Bundesrat stand jedoch auch diesem moderateren Anliegen wenig positiv gegenüber.
Im Gegensatz zur Kommission betonte er die beruhigende und bereichernde Wirkung
der Kleintierhaltung und verwies auf die bereits erfolgten Lockerungen in den RPG-
Teilrevisionen im Jahr 2007 und 2013. Ferner sei der Grundtenor im
Vernehmlassungsverfahren zur zweiten Etappe der RPG-Teilrevision im vergangenen
Jahr eher in die Richtung gegangen, die Regelungen zum Bauen ausserhalb der
Bauzonen zu entschlacken, weswegen von weiteren Ausnahmen abzusehen sei.
Nichtsdestotrotz nahm der Ständerat das Anliegen in der Herbstsession 2016
einstimmig an. Die Motion Bischof wurde an derselben Sitzung vom Initianten, der sich
mit der Kommissionsmotion zufrieden zeigte, zurückgezogen. 14

MOTION
DATUM: 19.09.2016
MARLÈNE GERBER
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Die UREK-NR plädierte im Januar 2017 für zwei Konkretisierungen der schwesterlichen
Kommissionsmotion, welche die Bestimmungen zu Bauten für die hobbymässige
Kleintierhaltung in Landwirtschaftszonen lockern wollte, und empfahl die so
abgeänderte Motion mit 15 zu 3 Stimmen bei 7 Enthaltungen ihrem Rat zur Annahme.
Zum einen soll mit den Änderungen sichergestellt werden, dass der Umbau von Bauten
für die Kleintierhaltung nicht als Erweiterung der Wohnbauten gezählt wird, womit das
Kontingent zur Erweiterung der Wohneinheiten eingeschränkt würde, und zum anderen
soll es möglich sein, durch höhere Gewalt zerstörte Bauten für die Kleintierhaltung
wieder aufzubauen. 15

MOTION
DATUM: 09.01.2017
MARLÈNE GERBER

Im ersten Halbjahr 2017 stimmten beide Parlamentskammern einer abgeänderten
Motion der UREK-SR zu, die eine Anpassung der raumplanerischen Bestimmungen zur
Erleichterung der hobbymässigen Kleintierhaltung in der Landwirtschaftszone
verlangt. Dabei stimmten sowohl der Stände- als auch der Nationalrat zwei im Januar
desselben Jahres von der UREK-NR eingebrachten Präzisierungen der Motion zu.
Während die Zustimmung zum so abgeänderten Anliegen in der Kantonskammer
unumstritten war, hatten die Nationalrätinnen und Nationalräte noch über einen
Minderheitsantrag Genecand (fdp, GE) zu befinden, der das Anliegen zur Ablehnung
empfahl. Die neben zwei FDP-Vertretern auch aus je einem Repräsentanten der GLP
und der Grünen bestehende Minderheit störte sich unter anderem daran, dass mit
Annahme der Motion die nicht-landwirtschaftliche Nutzung innerhalb der
Landwirtschaftszone nach der bereits erfolgten Lockerung der Bestimmungen zur
Pferdehaltung erneut erleichtert würde. Mit 97 zu 72 Stimmen bei 13 Enthaltungen
folgte der Nationalrat schliesslich seiner Kommissionsmehrheit. Für die Motion
stimmten in erster Linie die SVP und BDP sowie eine CVP-Grossmehrheit. 16

MOTION
DATUM: 15.06.2017
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Eine Motion Brunner (sp, GE), welche den Bundesrat verpflichten wollte, die
Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz dahingehend zu ändern, dass Arbeitgebern nicht mehr
die Möglichkeit zu gewähren sei, in gewissen Fällen Personal für bis zu über 60
Wochenstunden einzusetzen, wurde vom Berner FDP-Nationalrat und
Warenhausbesitzer Loeb auch in der vom Bundesrat angeregten Postulatsform
bekämpft, weshalb die Diskussion verschoben wurde. 17

MOTION
DATUM: 08.10.1993
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen der Legislaturplanung reichte die Kommission des Nationalrates eine
Motion ein, welche den Bundesrat auffordert, angesichts der hohen Arbeitslosigkeit
einen Bericht zu erarbeiten, der die Auswirkungen neuer Arbeitszeitmodelle
(Arbeitszeitverkürzung, Teilzeitarbeit, gleitende und vorzeitige Pensionierung), auf
Beschäftigung und Wettbewerbsfähigkeit (insbesondere bezüglich Kosten) sowohl im
öffentlichen Sektor als auch in der Privatwirtschaft aufzeigt. Auf Wunsch des
Bundesrates wurde die Motion als Postulat überwiesen. 18

MOTION
DATUM: 06.06.1996
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte die Grüne Fraktion den Bundesrat beauftragen, bei der
Schaffung von Teilzeit- und Job-Sharing-Stellen in der Bundesverwaltung mit gutem
Beispiel voranzugehen und besonders bei den höheren Lohnklassen vor jeder
Ausschreibung die Möglichkeiten dieser Arbeitsformen zu prüfen. Der Bundesrat
unterstrich bereits unternommene Anstrengungen in diesem Bereich, verwies aber
auch darauf, dass insbesondere bei Stellenvakanzen Aufgabenbeschriebe zwecks
Aufteilung in Teilzeitstellen überprüft werden können. Da die Bundesverwaltung in den
letzten Jahren eine sehr tiefe Fluktuationsrate aufgewiesen habe, sei die durchaus
erwünschte Entwicklung hin zu mehr Teilzeitstellen etwas ins Stocken geraten. Auf
seinen Antrag wurde die Motion als Postulat überwiesen. 19

MOTION
DATUM: 21.03.1997
MARIANNE BENTELI
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Obgleich der Bundesrat bereit war, den Vorstoss in Postulatsform entgegen zu nehmen,
wurde eine Motion Teuscher (gp, BE), die verlangte, Betriebe, welche Arbeitnehmende
auf Abruf beschäftigen, seien von der Auftragsvergabe im Bereich des öffentlichen
Beschaffungswesens auszuschliessen, von Stahl (svp, ZH) bekämpft und damit
vorderhand der Diskussion entzogen. 20

MOTION
DATUM: 05.10.2001
MARIANNE BENTELI

Diskussionslos und im Einvernehmen mit dem Bundesrat nahm der Nationalrat eine
Motion Prelicz-Huber (gp, ZH) an, die den Bundesrat beauftragt, vermehrt
Teilzeitstellen auf allen Ebenen und Hierarchiestufen der Bundesverwaltung sowie
Jobsharing-Angebote zu schaffen. Der Ständerat stimmte der Motion in leicht
abgeschwächter Form auch zu. 21

MOTION
DATUM: 12.06.2009
NATHALIE GIGER

Le Conseil national a accepté en mai une motion Germanier(plr, VS) portant sur le
nombre de dimanches de congé dont bénéficie le personnel du sol dans le secteur de
la navigation aérienne. Au nom de l’égalité de traitement avec les CFF et les entreprises
de trolleybus concessionnaires, le texte demande que ce nombre de congés soit réduit
de 26 à 12 jours. La décision du Conseil des Etats n’est pas intervenue au cours de
l’année sous revue. 22

MOTION
DATUM: 03.05.2012
LAURENT BERNHARD

Le Conseil des Etats a adopté une motion Lombardi (pdc, TI) réclamant une
harmonisation partielle des horaires d’ouverture des magasins par la modification de
la loi fédérale du marché intérieur. Le texte préconise que les magasins soient ouverts
de 6 à 20 heures du lundi au vendredi et de 6 à 19 heures le samedi. Le Conseil national
ne s’est pas encore prononcé sur cette motion en 2012. 23

MOTION
DATUM: 17.09.2012
LAURENT BERNHARD

Après avoir obtenu une majorité au sein du Conseil des Etats l’année dernière, le
Conseil national a adopté au cours de la session de printemps une motion Lombardi
(pdc, TI) réclamant une harmonisation partielle des horaires d’ouverture des magasins
par une modification de la loi fédérale du marché intérieur. Le texte préconise que les
magasins soient ouverts de 6 à 20 heures du lundi au vendredi et de 6 à 19 heures le
samedi. La chambre du peuple a apporté une modification au texte en excluant les
jours fériés cantonaux de cette harmonisation partielle. Cette décision qui est
intervenue six mois en amont de la votation sur la libéralisation des heures d’ouverture
des magasins de stations-service (voir ci-dessus) a provoqué un tollé dans les milieux
syndicaux. Unia a d’ores et déjà annoncé qu’il lancerait le référendum au cas où le
parlement adopterait un projet conforme à l’objectif de la motion. La question des
horaires d’ouverture des magasins devrait donc rester un sujet brûlant au cours des
années à venir. 24

MOTION
DATUM: 17.06.2013
LAURENT BERNHARD

Quelques jours seulement après l’acceptation par le peuple de la révision de la loi sur le
travail (voir ci-dessus), le Conseil national s’est prononcé en septembre en faveur d’une
motion Buttet (pdc, VS) visant à permettre 
l’occupation d’employés le dimanche et les jours fériés dans le commerce de
proximité en zones périphériques. Le texte auquel le Conseil fédéral avait émis un avis
négatif, exige que ce dernier introduise dans la législation sur le travail une dérogation
en matière de durée du travail et de repos. Le Conseil des Etats ne s’est pas prononcé
sur cet objet en 2013. 25

MOTION
DATUM: 25.09.2013
LAURENT BERNHARD

In der Sommersession 2014 lehnte der Ständerat eine Motion Germanier (fdp, VS) aus
dem Jahr 2010 diskussionslos ab, die der Nationalrat in seiner Sondersession im Mai
2012 angenommen hatte. Diese forderte eine Gleichbehandlung von
Luftfahrtunternehmen, die Bodenpersonal beschäftigen. Während andere
Unternehmen des öffentlichen Verkehrs wie die SBB dem Arbeitszeitgesetz (AZG) und
der Verordnung zum Arbeitszeitgesetz (AZGV) unterstanden und damit in der Regel
zwölf freie Sonntage vorzusehen hatten, mussten Luftfahrtunternehmen ihrem
Bodenpersonal zum Zeitpunkt der Einreichung der Motion 26 freie Sonntage pro Jahr
gewähren, da für sie gemäss Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz (ArGV 2)
Sonderbestimmungen galten. Da sich die Sozialpartner zwischenzeitlich auf eine Lösung

MOTION
DATUM: 16.06.2014
DAVID ZUMBACH
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einigen konnten und der Bundesrat die entsprechend Verordnung im Sommer 2013
angepasst hatte, verzichtete der Ständerat auf eine Annahme der Motion. Pro
Kalenderjahr besteht neu ein Anspruch auf 18 freie Sonntage. 26

En septembre 2016, le Conseil national avait adopté la motion de Hans-Peter Portmann
(plr, ZH) sur l’enregistrement de la durée du travail avec 111 voix contre 74. L’auteur
demandait que lorsqu’une convention entre un employeur et un syndicat réglant
l’enregistrement de la durée de travail avait été conclue, il ne fallait plus que soit
appliquée les lettres c, d, et e de l’alinéa 1 de l’article 73 de l’Ordonnance 1 relative à la
loi sur le travail (OLT1). Le Conseil fédéral partageait l’avis de la nécessité d’assouplir
l’organisation du travail en conséquence des évolutions du monde du travail.
Cependant, il jugeait que le système souhaité par l’auteur faisait défaut étant donné
que la disposition  juridique réglant l’obligation d’enregistrer et de documenter la
durée du travail (article 46 LTr) ne permettait pas de déléguer cette tâche aux
partenaires sociaux. Comme le but visé ne pouvait être atteint, il recommanda le rejet
de la motion. En septembre 2017, la commission CER-CE suivait l’avis du Conseil
fédéral, argumentant que la motion avait déjà été mise en œuvre suite à l’introduction
du nouvel article 73a OLT1 et que l’application des initiatives parlementaires 16.414 et
16.423 résoudrait toutes les autres questions soulevées par la motion. Elle sera soumise
au Conseil des Etats. 27

MOTION
DATUM: 29.09.2016
DIANE PORCELLANA

Contrairement à la décision du Conseil national, la motion relative à l'enregistrement
de la durée du travail a été rejetée par le Conseil des Etats, comme le souhaitait la
Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE). 28

MOTION
DATUM: 06.12.2017
DIANE PORCELLANA

Arbeitnehmerschutz

Mit einer Motion verlangte Nationalrat Rechsteiner (sp, SG) eine strengere Kontrolle der
Arbeitsbedingungen der Lastwagenchauffeure, insbesondere bei der Einhaltung der
Ruhezeiten. Der Bundesrat unterstützte zwar die Stossrichtung der Eingabe, sah sich
aber ausserstande, alle Massnahmen in der gewünschten Form und Zeitspanne
umzusetzen, weshalb er erfolgreich Umwandlung in ein Postulat beantragte. Er machte
insbesondere geltend, umfangreiche Sicherheitskontrollen könnten nur in Absprache
mit den anderen europäischen Staaten erfolgen, da sich sonst für die Schweizer
Wirtschaft ungünstige Wettbewerbsverzerrungen ergeben würden. 29

MOTION
DATUM: 20.06.2003
MARIANNE BENTELI

Arbeitsrecht

Im September 2019 verlangte Mathias Reynard (sp, VS) in einer Motion ein Recht auf
Abschalten. Seine Motion wollte die Arbeitgebenden mit einer Änderung des
Obligationenrechts verpflichten, Massnahmen zur Einschränkung der Nutzung digitaler
Hilfsmittel durch die Arbeitnehmenden ausserhalb der Arbeitszeit zu treffen. In seiner
Stellungnahme beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion, da sich das Recht
auf Abschalten bereits aus den Regelungen über die Arbeitszeit und Freizeit ergebe. So
seien die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ausserhalb der Arbeitszeit nicht
verpflichtet, per E-Mail oder Telefon erreichbar zu sein. Nun hätten die Unternehmen
die bestehenden rechtlichen Regelungen umzusetzen, etwa durch eine Blockierung der
Geräte ausserhalb der Arbeitszeit, ergänzte Bundesrätin Karin Keller-Sutter (fdp, SG) in
der Nationalratsdebatte im Herbst 2021. Nationalrat Baptiste Hurni (sp, NE), der die
Motion übernahm, begründete die geforderten Massnahmen mit dem Schutz der
Gesundheit der Arbeitnehmenden, die auch wegen der Covid-19-Krise immer mehr von
zu Hause arbeiten, wo die Trennung zwischen Arbeit und Privatleben schwieriger ist.
Zudem nehme die Digitalisierung der Arbeit zu, wobei es immer einfacher werde, die
Arbeitnehmenden zu erreichen. Der Nationalrat lehnte die Motion in der Folge mit 87
zu 67 Stimmen ab. Der Vorstoss wurde lediglich von der SP- und der Grünen-Fraktion
angenommen. 30

MOTION
DATUM: 25.09.2019
GIADA GIANOLA
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